
188 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates VIII. GP. 

Bericht 
des Ausschusses für -Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 

über die Regierungsvorlage (95 der Beilagen): 
Bundesgesetz über dasPostwesen (Postgesetz). 

Am 5. November 1837 wur-de mit Ah. 
Patent das geltende Post gesetz erlassen. Innerhalb 
der 120jährigen Geltungsdauer dieses Gesetzes 
hat der in- ,und ausländische Postverkehr eine 
grundlegende Änderung erfahren, der die An­
passung des geltenden Postgesetzes an die nun­
mehr völlig veränderte Situation der Gegenwart 
fordert. 

Im vorliegenden Entwurf des Bundesgesetzes 
über das Postwesen soll nun .dieser Forderung 
Rechnung getragen werden, und zwar in der 
Weise, daß ;us dem geltenden Postgesetz nur 

_ jene Bestimmungen in das neue Postgesetz über­
nommen werden, welche die unentbehrliche 
Grundlage für die Besorgung der Angelegen­
heiten des Postwesens bilden; so zum Beispiel die 
Bestimmungen über den Beförderungsvorbehalt, 
über den Schutz der Postsendungen, den Schutz 

-der Beförderungseinrichtungen und ,des Posthorns 
sowie über die Benützungsbedingungen und die 
Ge bühren pfliCh t. 

Diese Bestimmungen des geltenden Postgesetzes 
sollen durch einzelne, bisher in der Postordnung 
enthaltene Vorschriften -deren gesetzliche Ver­
ankerung unerläßlich erscheint - ergänzt wer­
den, wie zum Beispiel die Beförderungspflicht der 
Post, das Postgeheimnis, die Haftung der Post 
und die Haftung des Absenders gegenüber der 
Post. 

Außerdem' sind in dem Entwurf auch die wich­
tigsten Bestimmungen der Postwertzeichenschutz­
verordnung, BGBI. I Nr. 15/1934, aufgenommen 
worden. Sdlließlich soll noch die nach dem Straf­
gesetz über die Gefällsübertretungen, PGS. 
Nr. 112 ex 1835, den' Gefällsgerichten zustehende 
Ahndung von Postgesetzübertretungen der 'Post 
übertragen werden. 

Aber auch völlig neue Bestimmungen wurden 
in den Entwurf aufgenommen, die den Bedürf­
nissen der Gegenwart entsprechen, wie zum Bei-

spiel die Auflassung des Beförderungsvorbehahes 
für Zeitungen und Zeitschriften, die Haftung für 
Verzögerung in der Beförderung, Erhöhung der 
Ersatzleistung bei Verschulden der POSt usw. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft hat in seiner Sitzung am: 4. Dezember 
1956 zur Vorberatung der Regierungsvorlage 
einen Unterausschuß eingesetzt, dem die Abge­
ordneten Ai g n e r, GI ase r, 11: a y r, Dipl.-Ing. 
Dr. We i ß, Eie hin ger, Fr e und, Hol z­
f ein d und Pop u 1 0 rum angehörten. 

Das Ergebnis seiner Beratungen hat der Unter­
ausschuß am 7. Feber 1957 dem Ausschuß für 
Verkehr -und Elektrizitätswirtschaft vorgelegt, 
der dann die Regierungsvorlage unter Berück­
sichtigung der vom Unterausschuß empfohlenen 
Abänderungen einstimmig angenommen hat. 

Zu den Abänderungen der Regierungsvorlage 
wird folgendes bemerkt: 

Zu § 6: 

Nach § 6 der Regierungsvorlage ist die Post 
verpflichtet, Sendungen zu befördern, soweit nicht 
Notstände die Post beförderung hindern. Im § 15 
dagegen wird bestimmt, daß die Post berechtigt 
ist, ihre Beförderungseinrichtungen zur Behebung 
von all gern ein e n Notständen unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen. Der Ausschuß für Ver­
kehr und Elektrizitätswirtschaft erachtet es für, 
notwendig, den' Wortlaut des § 6 an den des § 15 
anzugleichen, weil in beiden Fällen - wie aus 
den Erläuterungen zu entnehmen ist - die glei­
chen Notstände der beabsichtigten Regelung zu­
grunde liegen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft hat daher beschlossen, den Wortlaut 
des § 6: 

"Die Post ist, soweit nicht Notstände die Post­
beförderung hindern, ... " 
durch den Wortlaut: 

"Die Post ist, soweit nicht a 11 gern c i 11 e 
Notstände die Postbeförderung hindern, " 
zu ersetzen. 
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Zu § 7: 

In der Durchführungsverordnung zum Post­
gesetz (Postordnung) sind seit Jahrzehnten nicht 
nur die Bedingungen für die Beförderung von 
Postsendungen festgesetzt, sondern auch die Be­
dingungen für die Inanspruchnahme des Geld­
verkehres der Post. Da diese Regelung auch in der 
künftigen Postordnung beibehalten werden soll, 
vertrat der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft die Auffassung, daß die Verord­
nungsermächtigung des § 7 auch auf den Geld­
v·erkehr ausgedehnt und der Wortlaut des § 7: 

"Die Bedingungen für die Beförderung von 
Postsendungen sind ... durch Verordnung fest­
zusetzen." 
auf den Wortlaut: 

"Die Bedingungen für die Beförderung von 
Postsendungen und den Ge I d ver k ehr 
cl e r Pos t sind ... durch Verordnung festzu­
setzen. " 

abgeändert wird. 

'Bund auch den Ländern seine Einrichtung Post 
zu anderen Leistungen zur Verfügung zu stellen 
bereit ist; soweit es ohne Beeinträchtigung der 
Bundesinteressen möglich ist, aber eine Verpflich­
tung hiezu kann der Bund nicht übernehmen, 
und zwar deshalb nicht, weil eine solche Ver­
pflichtung unter Umständen zu einer zusätzlichen 
finanziellen Belastung des Bundes führen könnte, 
die nicht vertreten werden kann. 

Um aber einem diesbezüglichen Verlangen ein­
zelner Landesregierungen keine Handhabe zu 
bieten, hat der Ausschuß für Verkehr und Elek­
trizitätswirtschaft über Antrag des U nteraus­
schusses und auf Anregung des Herrn Bundes­
ministers für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
den Beschluß gefaßt, den Wortlaut des' § 14, 
letzter Satz: 

"Den Behörden des Bundes gegenüber ist die 
Post zu solchen Leistungen verpflichtet." 
zu streichen. 

Zu § 22: 

Zu § 9: Der Ausschllß für Verkehr und Elcktrizitäts-
. Der § 9 der Regierungsvorlage umschreibt den wirtschaft ist einer Anregung des Sektionschef 

Begriff der "Beförderung", indem er bestimmt, Dr. Loebenstein in seinem Gutachten 'vom Jän­
daß darunter jede Tätigkeit zu verstehen ist, die ner 1956 zur Regierungsvorlage gefolgt und be­
mit der Annahme, Weiterleitung oder Abgabe schloß den § 22 der Regierungsvorlage: 
von Sendungen verbunden ist. Diese Bestimmunf! "In- und ausländische Postmarken, auch nicht 
ist besonders für den Beförderungsvorbehal~ gültige, dürfen weder nachgemacht noch ver­
wichtig, weil jede dieser Phasen der Beförderung fälscht werden." 
von Sendungen der Post vorbehalten werden soll. abzuändern indem an Stelle des Ausdruckes nicht 
Diese Begriffsbestimmung gehört daher zweifel- I gültige" da~ Wort unO'ültige" gesetzt wird' Der 
los in den § 9 der Regierungsvorlage. Nun wird neue Wortlaut soll 'dah~r heißen: . 

"In- und ausländische Postmarken, auch u n­
g ü I t i g e, dürfen weder nachgemacht noch ver­
fälsch t werden." 

aber der Ausdruck "Beförderung" auch in zahl­
reichen anderen Bestimmungen der Regierungs­
vorlage (zum Beispiel in den §§ 5, 6, 7 usw.) 
in der gleichen Bedeutung verwendet. Dem Aus­
schuß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
erschien es daher zweckmäßig, daß dies in der Zu § 29: 
Regierungsvorlage auch eindeutig zum Ausdruck 
gebracht werden soll. Er erweiterte daher den 
Wortlaut des § 9 zweiter Satz: 

"Unter Beförderung von Sendungen ist jede 
Tätigkeit zu verstehen, die ... verbunden ist." 
durch den Wortlaut: 

"Unter Beförderung von Sendungen ist im 
S i n n e die ses B und e s g e set z e s jede 
Tätigkeit zu verstehen, die ... verbunden ist." 

Zu § 14: 

Du § 29 bestimmt, daß nichtentrichtete Ge­
bühren und Auslagen die Postsendung belasten. 
Der Ausdruck "belasten" ist nicht nur veraltet, 
sondern könnte auch zu Zweifeln Anlaß geben, 
ob darunter ein Pfandrecht oder eine Obligation 
zu verstehen ist. Der Ausschuß für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft hat sich daher die An­
regung des Bundesministeriums für J lIstiz zu 
eigen gemacht und hielt es für geboten, dem 
§ 29 eine neue Fassung zu geben. 

Nach § 14 letzter Satz der Vorlage ist die Post i Zu § 30: 
den Behörden des Bundes gegenüber verpflichtet, Im § 29 neue Fassung heißt es, der "Absender 
auch andere Leistungen - als die Beförderung haftet ... für nichtentrichtete Gebühren ... ". 
von Sendungen und den Geldverkehr - zu er- Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
bringen, und zwar deshalb, weil der Bund seine wirtschaft beschloß daher, im § 30 erster Satz 
E'inrichtung POSt im Interesse der Wirtschaftlich- die Worte "Nicht entrichtete ... " ebenfalls zu 
keit der Bundesverwaltung allen seinen Verwal- einem Wort zusammenzuziehen, so daß der § 30 
tungszweigen im Bedarfsfall zur Verfügung stel- folgenden Wortlaut erhält: 
lcn soll. Es ist zwar sclbstverständlidl, daß der I "N ich t e n tri c h te t e fäHige ... usw." 
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Zu § 31: 

Im Zusammenhang mit dem neuen Postgesetz 
soll auch eine neue, dem gegenwärtigen Stand 
des Verkehrswesens angepaßte, aber auch seiner 
künftigen Entwicklung anpassungsfähige Post­
ordnung er'lassen werden. Aus diesem Grund 
wurde in den Entwurf der neuen Postordnung 
u. a. eine Bestimmung aufgenommen, die es der 
Post ermöglicht, in Hinkunft Pakete als nicht­
bescheinigte Pakete wie gewöhnliche Briefsendun­
gen zu einer niedrigeren Gebühr zu befördern, 
das heißt zuzustdlen, ohne daß der Empfänger 
die übernahme bestätigt und ohne daß die Post 
für solche Pakete haftet. Diese Pakete werden 
daher in der neuen Postordnung als nichtbeschei­
nigte . Pakete bezeichnet. Einer Anregung der 
Postverwaltung folgend, hat daher der Ausschuß 
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft den Be­
schluß gefaßt, den Begriff der bescheinigten Sen­
dungen im § 31 der Regierungsvorlage gegen­
über den künftigen nichtbescheinigten Paketen. 
eindeutig abzugrenzen und dem zweiten Satz des 
§ 31: 

"Bescheinigte Sendungen sind solche, für die 
eine Bescheinigung der Aufgabe vorgesehen ist." 
folgende Fassung zu geben: 

"Bescheinigte Sendungen sind solche, deren 
Aufgabe vom Postamt und deren übernahme 
vom Empfänger zu bestätigen ist." 

. Zu § 32: 

Zur Sicherung einer raschen Beförderung der 
Briefsendungen begrenzt der Entwurf der neuen 
Postordnung das Höchstgewicht der Briefsendun­
gen mit einem Kilogramm, wie dies auch in zahl­
reichen anderen Ländern bereits längst geschehen 
ist. Eine solche Begrenzung des Höchstgewichtes 
erscheint vollauf gere'chtfertigt, da Briefsendun­
gen im Einzelgewicht von mehr als einem Kilo­
gramm nicht einmallv. H. der jährlich aufge­
gebenen Briefsendungen ausmachen. Das diesbe­
zügliche Vorbringen der Postverwaltung hat der 
Ausschuß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
zum Anlaß genommen, zu § 32 einen Abände­
rungsantrag zu beschließen, durch den die dort 
vorgesehene Gewichtsgrenze von zwei Kilogramm 
auf ein Kilogramm herabgesetzt und der Satzbau 
auch stilistisch .vereinfacht wird. Der § 32 erhielt 
daher eine neue Fassung. 

Zu § 34: 

Im modernen Verkehrsrecht wird bei der Haf­
tung stets zwischen äußerlich s:rkennbaren und 
äußerlich nicht erkennbaren Mängeln unter­
schieden und für letztere eine längere Frist zur 
Anzeige des Schadens festgesetzt. Das Bundes­
ministerium für Justiz hat angeregt, auch das 
Postgesetz zur Vereinheitlichung der Haftung für 
alle Verkehrsträger an diese Regelung anzuglei-

-3 

ehen. Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft erachtete es für richtig und zweck­
mäßig, dieser Anregung des Bundesministeriums 
für Justiz Rechnung zu tragen und beschloß da­
her, den § 34 der Regierungsvorlage neu zu fas­
sen. 

Zu § 35: 

Die Rechtsprechung legt den Begriff "höhere 
Gewalt" nicht einheitlich und vielfach viel zu 
enge aus. Das Bundesministerium für Justiz 
empfiehlt daher, diesen Begriff zu vermeiden. In 
gleicher Weise hat auch der Präsident des Ober­
sten Gerichtshofes i. R. Dr. Strobelc in seinem 
Gutachten zur Regierungsvorlage darauf verwie­
sen, daß es zweckmäßig wäre, den § 35 der Re­
gierungsvorlage an die entsprechenden Bestim­
mungen der Eisenbahnverkehrsordnung anzu­
gleichen und an Stelle des Ausdruckes "höhere 
Gewalt" den \'7ortlaut "Umstände, welche die 
Post nicht vermeiden oder deren Folgen sie nicht" 
abwenden konnte" zu setzen. Der Ausschuß für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft schloß sich 
dieser Auffassung an und gab dem § 35 eine neue 
Fassung. . 

Zu § 36: 

Nach § 36 haftet die Post bei der Einziehung 
von Geldbeträgen, we n n die Einziehung aus 
Verschulden der Post g a n z 0 der t eil w eis e 
unterblieben ist. Diese Fassung des zweiten 
Satzes des § 36 der Regierungsvorlage könnte bei 
engster Auslegung dazu führen, daß die Post 
auch dann im vollen Umfang zu haften hätte, 
wenn die Einziehung nur zum Teil unterblieben 
ist, also statt etwa 1000 S nur 600 Seingezogen 
wurden. Es ist aber klar, daß die Post in diesem 
Fall nur für die nichteingezogenen restlichen 
400 S haften soll. Um eine solche Fehlauslegung 
zu vermeiden, hielt es der Ausschuß für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft für notwendig, dem 
§ 36 einen neuen Wortlaut zu geben. 

Zu § 42: 

Das Bundesministerium für Justiz hat angeregt, 
an Stelle des Wortlautes "ordentlicher Rechts­
weg" nur den Ausdruck "Rechtsweg" zu setzen, 
weil dieser Ausdruck allgemein verwendet wird 
und zu keinen Zweifeln Anlaß gibt. Der Zusatz 
"soweit die Post das Begehren des Absenders ab­
gelehnt hat" sei entbehrlich, weil es selbstver­
ständlich ist, daß nur der abgelehnte Teil des 
Ersatzanspruches im Rechtsweg begehrt werden 
kann. Außerdem erscheine es zweckmäßig und 
für die Post als Massenbeförderungsanstalt not­
wendig, den Ersatzanspruch nicht erst nach drei 
Jahren - wie es das ABGB. vorsieht -, sondern 
schon nach sechs Monaten verjähren zu lassen, 
wenn der Rechtsweg nicht beschritten wird. Der 
Ausschuß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
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ist dieser Auffassung des Bundesministeriums für 
Justiz beigetreten ,ttnd beschloß daher, die Fassung 
des § 42 abzuändern. 

Zu § 46: 

Nach der Fassung des § 16 der Regierungsvor­
lage kann die Post Gegenstände, mit denen eine 
Postgesetzübertretung versucht oder begangen 
wurde, auch dann für verfallen erklären, wenn 
sie nicht dem Täter oder einem Mitschuldigen 
gehören. Diese Regelung könnte nun dazu füh­
ren, daß völlig Unbet·eiligte - etwa ein Spediteur 
oder ein Taxichauffeur, der, ohne ,es zu wissen, 
solche Gegenstände befördert - ihre Beförde­
rungsmittel und damit vielfach auch ihre Exi­
stenzgrundlage verlieren. Im Gegensatz hiezu 
bestimmt der § 17 des Verwaltungsstrafgesetzes, 
daß nur solche Gegenstände für verfallen erklärt 
werden können, die dem Täter oder einem Mit­
schuldigen gehören. 

Der Antrag des Abgeordneten Glaser, den § 46 
der Regierungsvorlage an den § 17 des Verwal­
tungsstrafgesetzes anzugleichen, wurde zunächst 
auf Anregung des Herrn Bundesministers für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft zurück­
gestellt" um vorerst die Auswirkungen der be­
antragten Änderung im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Justiz klarzustellen. Wie 
die Postverwaltung bekanntgibt; hat das Bundes­
ministerium für Justiz erklärt, es halte eine An­
gleichung des Wortlautes des § 46 an den des § 17 
des Verwaltungsstrafgesetzes, wenn auch nicht als 
unbedingt notwendig, so doch als zweckmäßig 
und hat der beantragten Änderung zugestimmt. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektriz:itäts­
wirtschaft hat daher nach erfolgtem Einverneh-

, Holzfeind 
ßcrich tersta tter 

l11cn mit dem Herrn Bundesminister für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft den Beschluß gefaßt, 
§46 der Re'gierungsvorlage im obigen Sinne zu 

I ändern. 

Zu § 48: 

Im § 48 ist der Wirksamkeitsheginll für das 
Postgesetz mit 1. Jänner 1957 festgesetzt. Mit 
Rücksicht darauf, daß dieser Termin bereits 
überholt ist, hat die Postverwaltung ersucht, als 
\'Virksamkeitsbeginn den 1. Juli 1957 festzu­
setzen, und zwar aus folgenden - Gründen: Im­
Zeitpunkt des Wirksamkeitsbeginnes des neuen 
Postgesetzes muß auch die neue Postordnung in 
Kraft gesetzt werden, die im Entwurf bereits 
fertiggesteIft ist. Sie enthält aber gegenüber der 
geltenden Postordnung zahlreiche Anderungcn, 
die den Postämtern mindestens zwei Monate vor 
ihrer Geltung zur Kenntnis gebracht werden 
müssen, damit sie die neue,n Bestimmungen ohne 
Störung des Postbetriebes anwenden können. Aus 
diesem Grunde ersucht die Postverwaltung, den 
Wirksamkeitsbeginn mit 1. Juli 1957 festzusetzen. 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft kann sich diesen Argumenten der Post­
verwaltung nicht verschließen und beschloß 
daher, dem § 48 folgende Fas<sung zu geben: 

"Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1957 in 
Kraft. " 

Der Ausschuß für Verkehr und Elektrizitäts­
wirtschaft stellt somit den An t rag, der Na­
tionalrat wolle dem an ge s chi 0 s s e ne n I 

Ge set zen t w u r f die verfassungsmäßige Zu-- / 
stimmung erteilen. 

Wien, am 7. Feber 1957 

Freund 
Obmann 
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Bundesgesetz vom" 
über das Postwesen (Postgesetz). 

Der Nationalrat hat; beschlossen: 

I. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Pos t. 

Die Post ist die Gesamtheit der Einrichtungen, 
durch die der Bund die in diesem Bundesgesetz 
geregelten Angelegenheiten des Postwesens be-
sorgt. 

§ i. Pos t b e hör den. 

Die der Post übertragenen behördlichen Auf­
gaben haben die Post- und Telegraphendirek­
tionen als Postbehörden erster Instanz und das 
Bundesministerium für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft (Generaldirektion für die Post­
und Telegraphenverwaltung) als oberste Post­
behörde wahrzunehmen. 

§ 3. Ver f a h ren vor den Pos t­
be hö r den. 

Im Verfahren vor den Postbehörden sind das 
Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1950 
und das Verwaltungsstrafgesetz 1950 anzuwen­
den. 

§ 4. Pos t b e tri e b. 

Die der Post übertragenen Beförderungslei­
stungen haben in Unterordnung unter die ört­
lich zuständige Post- und Telegraphendirektion 
und die Generaldirektion für die Post- und Tele­
graphenverwaltung die Postämter und ihre 
Hilfsstellen zu erbringen. 

I / . 

5 

of1ensichtlid1 staatsgefä-hrlichem oder unsittlichem 
Inhalt von der Beförderung auszuschließen. 

§ 7. B e f ö r der u n g s be d i n gun gen. 

Die Bedingungen für die Beförderung . von 
Postsendungen und den Geldverkehr der Post 
sind eJitsprechend den der Post zur Verfügung 
stehenden Einrichtungen sowie unter Bedacht­
nahme auf die Erfordernisse einer .ordnungs­
gemäßen Beförderung und die Sicherheit des 
Postbeo:iebes durch Verordnung festzusetzen. 

§ 8. Ein hai tun g der B e f ö r der u n g s-
- . b e d i n gun gen. 

Ob die Beförderungsbedingungell eingehalten 
sind, entscheidet im Streitfall in erster Instanz 
die örtlich zuständige Post- und T elegraphen­
direktion. 

2. Bcförderungsvorbehalt. 

§ 9. G e gen s t a n d des B e f ö r der u n g s­
vor b e hai t e s. 

Die Beförderung von Sendungeri, die schrift­
liche Mitteilungen oder sonstige Nachrichten_ 
enthalten, ist der Post vorbehalten, soweit nicht 
in diesem Bundesgesetz anderes b~stimmt ist. 
Unter Beförderung von Sendungen ist im Sinne 
dieses Bundesgesetzes jede Tätigkeit zu verstehen, 
die mit der Annahme, Weiterleitung oder Ab­
gabe von Sendungen verbunden ist. 

§ 10. Aus nah m e n' vom B ef ö r d e­
run g s vor b e hai t. 

Vom Beförderungsvorbehalt sind wiederkeh-
H. Beförderungsaufgaben der Post. rend erscheinende Druckschriften ausgenommen 

1. Beförderung von Sendunoen. sowie Begleitpapiere, die in der Sendung oder 
e aleichzeitig mit ihr offen befördert werden; aus-

§ 5. Zur B e f ö r der u n g zug e las sen e I ~enommen sind ferner Sendungen" die schrift-
Sache~ ch'h 

Zur Postbeförderung sind Sachen aller Art 
zugelassen, soweit nicht ihre Beförderung gesetz­
lich verboten oder mit Gefahr für' den Post­
betrieb verbunden ist. 

§ 6. B e f ö r der u n g s p f I ich t. 

Die Post ist, soweit nicht allgemeine Notstände 
die Postbeförderung hindern, verpflichtet, Sen­
dungen zu befördern, wenn ihre Beförderung mit 
den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich 
ist und die Beförderungsbedingungen eingehalten 
sind. Die Post ist berechtigt, Sendungen mit 

liche Mitteilungen, oder sonstige Na flC ten 
enthalten, wenn sie offen oder innerhalb der­
selben Ortsgemeinde oder von einem Beauf­
tragten des Absenders befördert werden und die 
Beförderung nicht für Rechnung mehrerer Ab­
sender oder Empfänger erfolgt. 

§ 11. Post~flicht. 

Jedermann ist verpflichtet, Sendungen, deren 
Beförderung der Post vorbehalten ist, ausschließ­
lich durch die Post befördern zu lassen. Außer 
der Post ist es niemandem gestatt~t, solche Sen­
dungen. zubeförderri. 
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§ 12. W a h run g des Be f ö r der u n g s­
vor b e hai t e s. 

Die mit einer entspred1enden Ermächtigung 
versehenen Organe des Bundesministeriums für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft (General­
direktion für die Post- und Telegraphenverwal­
tung) sind bei begründetem Verdacht einer Zu­
widerhandlung gegen die Postpflicht berechtigt, 
zur Klarstellung des Sachverhaltes Beförderungs­
mittel unter Mitwirkung von Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes anzuhalten und 
zu durchsuchen sowie Sendungen zu beschlag­
nahmen und zu öffnen. 

3. Sonstige Beförderung. 

§ 13. Gel d ver k ehr der Pos t. 

Die Post ist berechtigt, Geldbeträge zur Über­
mittlung anzunehmen, auf Grund von Anwei­
sungen auszuzahlen oder über Auftrag einzu­
ziehen, soweit nicht gesetzlich ausdrücklich an­
deres bestimmt oder hiezu nicht eine andere 
staatlid1e Einrichtung berufen ist. 

§ 14. A n der e Lei s tun gen. 

Die Post ist berechtigt, auch andere Leistungen 
nach Maßgabe der hiefür geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen gegen angemessene Vergütung zu 
erbringen, soweit ihre Verpflichtung zur Beför­
derung von Postsendu11'ge11' dies zuläßt. 

§ 15. B e f ö 1" der u n g bei Not s t ä n den. 

Die Post ist berechtigt, im Rahmen staatliroer 
Hilfsmaßnahmen zur Behebung von allgemeinen 
Notständen ihre Beförderungseinrichtungen un­
entgeltlich zur Verfügung zu stellen. 

§ 16. Per s 0 ne n be f ö r der u n g. 

Die Post ist naro Maßgabe der hiefür gelten­
den gesetzlichen Bestimmungen bererotigt, Per­
sonen zu befördern. 

III. Schutzbestimmungen. 

1. Sroutz der Postsendungen. 

§ 17. Pos t geh e i m n i s. 

Die mit postdienstlichen Verrirotungen be­
trauten Personen haben während und auch naro 
Beendigung ihrer Betrauung jede ~ie immer 
geartete Mitteilung über Postsendungen an an~ 
dere Personen als an den Absender oder Emp­
fänger zu unterlassen, soweit nirot gesetzliro aus­
drücklich anderes bestimmt ist. 

§ 18. Ausnahmen vom Post­
geh e i m n i s. 

Die Post ist, soweit nirot gesetzlich ausdrück­
lich anderes bestimmt ist, bererotigt, Postsen­
dungen an Personen abzugeben, die an der auf 
der Sendung angegebenen Abgabestelle des Emp­
fängers anwesend sind, wenn nur dadurro die 

Abgabe der Sendung möglid1 ist und der Emp­
fänger dagegen keinen Einspruch erhoben oder 
der Absender auf der Sendung nicht anderes 
verfügt hat. Das Postgeheimnis steht der Er­
stattung von Anzeigen wegen gerichtlich straf­
barer Handlungen, die von Amts wegen zu ver­
folgen sind, nicht entgegen. 

§ 19. Z w a n g s maß nah me n. 

Postsendungen, die im Gewahrsam der Post 
sind, dürfen keinen wie immer gearteten exe·­
kutionsrechtlichen oder sonstigen behördlichen 
Zwangsmaßnahmen untcrworfen werden, soweit 
nicht gesetzliro ausdrücklich anderes bestimmt 
ist. Die Post ist bererotigt, Postsendungen zu 
öffnen,· wenn ihre Abgabe oder sonstige ord­
nungsgemäße Behandlung nur dadurd1 möglich 
ist. 

2. Sroutz del· Postmarken. 

§ 20. Pos t m a r k e n. 

Das Recht zur Herstellung und Ausgabe von 
Marken, dic.als Zeichen für die Entrirotung 
von Postgebühren dienen, ist der Post vor­
behalten. 

§ 21. Dar s te 11 u n g von Pos t m a r k e n. 

Außer der Post ist es niemandem gestattet, 
Postmarken anders als mit einem hellen Strich 
durro die ganze Abbildung oder um mindestens 
ein Drittel ihrer Fläroe vergrößert oder ver­
kleinert darzustellen. 

§ 22. N a_c h mac h u n g von Pos t­
m a r ke n. 

1n- und ausländische Postmarken, aud1 un­
gültige, dürfen weder nachgemacht noch ver­
fälscht wer~en. 

3. Sonstiger Schutz. 

§ 23. Pos t s t e m p e 1. 

Stempel, die als Zeiroen für die Entrirotung 
von P9stgebühren oder zur Entwertung von 
Postmarken dienen, dürfen nur im Einverständ­
nis mit der Post hergestellt oder verwendet 
werden. 

§ 24. Pos t h 0 r n. 

Außer der Post darf keine mit Beförderungs­
aufgaben .befaßte inländisroe Einrichtung das 
Posthorn führen. 

§ 25. B e f ö r der u n g sei n r ich tun gen. 

Die Beförderungseinrirotungen der Post dürfen 
durro keine wie immer gearteten exekutions­
rerotliroen oder sonstigen behördlichen Zwangs­
maßnahmen ihrer bestimmungsgemäßen Verwell­
dung entzogen werden, soweit nirot gesetzlich 
ausdrückliro anderes bestimmt ist oder im Zuge 
eines strafgerichtlichen Verfahrens anderes an­
geordnet wird. 
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IV. Postgebühren und Auslagen. 

§ 26. G e b ü h ren fes t set z u n g. 

Die für die Beförderung von Postsendungen 
sowie für die übermittlung, Auszahlung und 
Einziehung von Geldbeträgen zu entrichtenden 
Gebühren sind unter Bedachtnahme auf Art und 
Umfang der Leistung sowie darauf, daß die Post 
eine Einrichtung der öffentlichen Verwaltung ist, 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Finanzen durch Verordnung festzusetzen. 

§27. _ Ge b ü h ren p fl ich t. 

Die Leistungen der Post dürfen ohne Ent­
richtung der hiefür festgesetzten Postgebühren 
nicht in Anspruch genommen werden, soweit 
nicht gesetzlich ausdrücklich anderes bestimmt ist. 
Die Post ist berechtigt, die zu entrichtenden 
Postgebühren zu stunden, wenn ihre Einbrin­
gung gesichert ist. Postdienstliche Sendungell sind 
von Postgebühren befreit. . 

§ 28. G e b ü h ren e r mit t I u n g. 

Die für die Beförderung von Postsendungen 
festgesetzten Gebühren sind für. jede einzelne 
Sendung gesondert zu ermitteln. Es ist nicht 
gestattet, Sendungen von mehreren Absendern 
oder an mehrere Empfänger zu einer Postsen­
dung zu vereinigen. Die Höhe der zu entrich­
tenden Postgebühren hat im Streitfall in erster 
Instanz die örtlich zuständige Post- und Tele­
graphendirektion festzustellen. 

§ 29. H a f tun g für G e b ü h r e il und 
Aus 1 ag e n. 

Der Absender haftet ,durch ein Jahr, vom Tag 
der Aufgabe der Sendung an, für nichtentrichtete 
Postgebühren sowie für Beträge, welche die Post 
im Zusammenhang mit der ordnungsgemäßen 
Beförderung für den Absender ausgelegt hat, so­
weit die Gebühren oder Auslagen auf der Sen­
dung vermerkt sind. Die Post ist berechtigt, 
die Sendung zurückzubehalten und durdl öffent­
lidle Versteigerung zu verwerten, wenn die Zah­
lung der auf der Sendung vermerkten Gebühren 
oder Auslagen· vom Absender oder vom Emp­
fänger verweigert wird. 

§ 30. Ein b r i n gun g von G e b ü h ren 
und Aus lag e n. 

Nichtentrichtete fällige Postgebühren und 
Auslagen sind auf Grund von Bescheiden der 
Post~ und Telegraphendirektionen einzubritigen. 
Die Einbringung im Verwaltungsweg ist zu­
lässig. Die Post ist berechtigt, die auf der Sen­
dung lastenden Gebühren und Auslagen durch 
Abzug vom Erlös einzubringen, wenn eine Post­
sendung durch öffentliche Versteigerung ver­
wertet wird. 

7 

V. Haftung. 
1. Haftung der Post. 

§ 31. Haftung für Verlust oder 
B e s c h ä d i gun g. 

Die Post haftet für Verlust oder Beschädigung 
nur bei bescheinigten Sendungen. Bescheinigte 
Sendungen sind solche, deren Aufgabe vom Post­
amt und deren übernahme vom Empfänger zu 
bestätigen ist. 

§ 32. H a f tun g für Ver z ö ger u n g. 

Die Post haftet für die Verzögerung in der 
Beförderung von Postsendungen nur dann, wenn 
bescheinigte Sendungen mit einem Einzelgewicht 
bis zu einem Kilogramm später als drei Tage; 
sonstige bescheinigte Sendungen später als vier 
Tage, von dem d·er Aufgabe folgenden Tag an, 
beim Empfänger einlangen oder zur Abholung 
beim Postamt bereitgehalten ·werden. 

§ 33. Ein s c'h r ä n k u n g d e· r H a f tun g 
für Ver z ö ger u n g. 

Die Fl'isten, bei deren überschreitung die Post 
für die Verzögerung in der Beförderung haftet, 
erhöhen sich auf das Doppelte, wenn die Ver­
zögerung auf eine erhebliche Zunahme des Post­
verkehres zurückzuführen ist. Der Lauf dieser 
Fristen ruht an Sonn- und Feiertagen sowie bei 
sonstiger Verzögerung, welche die Post nicht zu 
vertreten hat. 

§ 34. E r lös c h end e r H a f tun g. 

Die Haftung der Post erlischt, soweit nicht der 
Empfänger äußerlich erkennbare Mängel inner­
halb 24 Stunden und äußerlich nicht erkennbare 
Mängel innerhalb einer \Voche, von dem der Ab­
gabe der Sendung folgenden Werktag an, dem 
Postamt anzeigt. Der Empfänger hat nachzuc 
weisen, daß der Mangel auf die Postbeförderung 
zurückzuführen -ist. 

§ 35. Aus s chI u ß der H a f tun g. 

Die Haftung der Post ist ausgeschlossen, wenn 
der Verlust oder die Beschädigung auf mangel­
hafte Verpadwng, die natürliche Beschaffenheit 
der beförderten Sache, ein Verschulden des Ab­
senders oder auf Umstände zurüd~zufiihren ist, 
welche die Post nicht vermeiden oder deren 
Folgen sie nicht abwenden konnte. 

§ 36. H a f tun g i m Gel d ver k ehr. 

Bei der übermittlung von Geldbeträgen haftet 
die Post für den als übernommen bescheinigten 
Betrag. Bei der Einziehung von Geldbeträgen 
haftet die Post nur für die Erfüllung beschei­
nigter Aufträge, soweit die Einziehung aus Ver­
schulden der Post unterblieben ist. 
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2. Ersatzleistung durch die Post. 

§ 37. E r s atz lei s tun g bei Ver I u s t 
o cl erB e s c'h ä d i gun g. 

Soweit die Post für Verlust oder Beschädigung 
haftet, hat sie den gemeinen \'Vert oder, wenn 
dieser nicht bestimmbar ist, nur den erlittenen 
Schaden zu ersetzen, und zwar bei Sendungen mit 
Wertangabe höchstens den auf der Sendung an­
gegebenen Wert, bei Sendungen ohne Wert­
angabe höchstens den Betrag, bis zu dem die 
Wertangabe auf der Sendung gebührenfrei ist. 

§ 38. E r s atz le ist u n g bei 
Ver z ö ger u n g. 

Soweit die Post für eine Verzögerung in der 
Beförderung haftet, hat sie nur den erlittenen 
Schaden zu ersetzen, jedoch niemals mehr als bei 
Verlust der Sendung. 

§ 39. E r s atz lei s tun g bei Vor s atz 
ode r g r 0 b e r F a h r I ä s ß i g k e i t. 

Die für die Ersatzleistung der Post festge­
setzten Höchstbeträge erhöhen sich auf das Dop­
pelte; wenn die V~rzögerung in der Beförderung, 
der Verlust oder die Beschädigung auf Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit ,von Personen zurück­
zuführen ist, die mit postdienstlichen Verrich­
tungen betraut sind. 

. § 40. E r s atz lei s tun g bei Ein z i e h u n g 
von Gel d b e t r ä gen. 

Soweit die Post bei der Einziehung von Geld­
beträgen haftet, hat sie nur den erlittenen 
Schaden, jedoch höchstens den, einzuziehenden 
Betrag zu ersetzen,. wenn der Auftraggeber 
seinen Anspruch gegen den Empfänger der Post 
abtritt. 

3. Ersatzanspruch des Absenders. 

§ 41. Gel t end mac h u n g von 
E r s atz ans p r ü c h e n. 

4. Haftung des Absenders. 

§ 43. S c h ade n s h a f tun g .. 

Der Absender haftet der Post für jeden 
Schaden an Personen und Sachen, der auf sein 
Verschulden oder auf mangelhafte Verpackung 
zurUckzuführen ist. 

VI. Strafbestimmungen. 
§ 44. P 0' s t g e set z übe r t r e .t u n gen. 

Jede Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften 
der §§ 11, 17, 20 bis 24, 27 und 28 wird, wenn 
die Tat nicht nach anderen Bestimmungen mit 
gerich dicher Strafe bedroht ist, als Verwaltungs­
übertretung mit einer Geldstrafe bis zu 
30.000 Schilling, im Falle der Uneinbringlichkeit 
mit einer Arreststrafe bis zu sedls Wochen, be­
straft. Der Versuch ist strafbar. Verhängte Geld­
strafen fallen dem Bund zu. 

§ 45. Z u s t ä n d i g k e i t. 
Die Untersuchung und Bestrafung der Post­

gesetzübertretungen steht in erster Instanz der 
örtlidl zuständigen Post- und Telegraphendirek­
tion zu. 

§ 46. Ver fall von G e gen s t ä n den. 

Gegenstände, mit denen eine Postgesetzüber­
tretung versucht oder begangen wurde, können 
für verfallen erklärt werden, soweit sie den Täter 
oder einen Mitschuldigen gehören. Der Erlös ver­
fallener Gegenstände fällt dem Bund zu. 

VII. Schlußbestimmungen. 
§ 47. An wen dun g s b e r eie h. 

Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind 
auf den Postverkehr mit dem Ausland anzu­
wenden, soweit nicht zwischenstaatliche Verein­
barungen anderes bestimmen. 

§ ,48. Wir k sam k e i t s beg i n n. 

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1957 111 

Kraft. 

§49. Aufhebung von R'echts-
vors c h r i f t e n. ' 

Die §§ 423 bis 435 des Strafgesetzes über Ge­
fällsübertretungen, PGS. Nr. 112/1835, das mit 
Ah. Patent vom 5. November 1837, PGS. Nr. 47/ 
1838, erlassene Postgesetz, die Postwertzeichen-

Ersatzansprüche sind vom Absender schriftlich 
oder mündlich innerhalb eine Jahres, von dem 
der Aufgabe der Sendung oder der Inanspruch­
nahme der Post folgenden Monatsersten an, bei 
der Post geltend zu machen. In die Jahresfrist 
ist die Zeit zwischen Beginn und Abschluß der 
Nachforschung nach der Sendung oder dem schutzve:or~nung, BGBL I Nr. 15/1934, und das 
Geldbetra" nicht einzurechnen PortofrelheItSaufhebungsgesetz 1947, BGBL 

b • I Nr. 98, treten mit Wirksamkeitsbeginn dieses 
. Bundesgesetzes außer Kraft. 

§ 42. Z u s t ä n d i g k e i t. 

Im Streitfall darüber, ob die geltend ge­
ma'chten Ersatzansprüche zu Recht bestehen, 
kann der Rechtsweg beschritten werden. Der Er­
satzanspruch verjährt, wenn. der Rechtsweg nicht 
innerhalb von sechs Monaten nach Kenntnis der 
Ablehnung beschritten wird. 

§ 50. Voll z i e h u n g. 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
das' Bundesministerium für Verkehr und Elektri­
zitätswirtschaft, hinsichtlich des § 12 im Ein­
vernehmen mit dem' Bundesministerium für 

i Inneres betr:lUt. 
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